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Protest hat geholfen – Protest wird helfen

Durch Aktionen zum Abschluss an der Saar:

1,5 % für 12 Monate  – 
keine unbezahlte Arbeit 

Einigung in der Pfalz in zweiter Runde:

1,5 % für dieses und
1,8 % für nächstes Jahr

Arbeitgeber in Rheinland-Rheinhessen provozieren:

Aktionen! 
Unsere Antwort auf
Gegenforderungen
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Unbezahlte Arbeit abgewehrt

Saarl and

Die Tarifeinkommen der
Beschäftigten im saarländi-
schen Kfz-Gewerbe werden
rückwirkend ab 1. März um 1,5
Prozent erhöht. Laufzeit zwölf
Monate. Die regelmäßige
wöchentliche Arbeitszeit
beträgt weiterhin 36,5 Stun-
den. Alle von den Arbeitgebern
gekündigten Tarifverträge sind
wieder in Kraft. 

Das sind die Kernpunkte des
Abschlusses, auf den wir uns am
2. Juni in dritter Runde mit den
Arbeitgebern des saarländi-
schen Kfz-Gewerbes geeinigt
haben. „Der Tarifvertrag erlaubt
keine unbezahlte Arbeit“, zeigte
sich unser Verhandlungsführer
Jürgen Leydecker vor allem
damit zufrieden, dass die IG
Metall die Forderung nach unbe-
zahlter Arbeitszeitverlängerung
abwehren konnte. 
Bis zuletzt – auch noch in der
dritten Verhandlungsrunde –
hatten die Arbeitgeber auf ver-
längerten Arbeitszeiten ohne
Bezahlung bestanden. Ebenso
lange hatten sie die Erfüllung
dieser Forderung zur Vorausset-
zung für eine mögliche Tarif-

erhöhung gemacht. Erst unsere
Androhung, die betrieblichen
Aktionen auszuweiten und zu
weiteren Warnstreiks aufzuru-
fen, brachte die Wende. 
Nach zwölf Stunden stand das
Ergebnis. Leydecker bezeich-
nete es als „vertretbar ange-
sichts der schwierigen Lage im
Kfz-Handwerk“. Neben der Tarif-
erhöhung enthält es eine Aus-
weitung des Flexibilisierungs-
spielraums auf 30 bis 42 Stun-
den pro Woche. Allerdings mit
der Maßgabe, dass sich inner-
halb von 18 Monaten im Schnitt
die tarifliche Arbeitszeit von
36,5 Stunden pro Woche ergibt. 
Außerdem kann die Arbeitszeit
für eine bestimmte Quote der
Beschäftigten auf bis zu 40
Wochenstunden verlängert wer-
den – aber nur mit Bezahlung
und mit Zustimmung der Betrof-
fenen. Bei Betrieben mit mehr
als 41 Beschäftigten beträgt
diese Quote 17 Prozent. 
Die bezahlte Freistellung an
Silvester entfällt. Freistellungs-
tage zu besonderen Anlässen
wie Geburt eines Kindes oder
Tod eines Angehörigen werden
von zwei auf einen gekürzt.

Dafür werden neu die Lebens-
gefährtinnen bzw. -gefährten
berücksichtigt. 
Jetzt geht es darum, das Ergeb-
nis umzusetzen. In den Betrie-
ben des Arbeitgeber-Verhand-
lungsführers gab es hier beson-
deren Handlungsbedarf. „Ich
erwarte“, sagte Leydecker,
„dass die Geschäftsleitung zur
Vertragstreue zurückkehrt und
die von ihr durchgedrückten
Einzelarbeitsverträge mit tarif-
widrigen Arbeitszeitverlänge-
rungen ohne Lohnausgleich
rückgängig macht.“ Die Be-
schäftigten haben mittlerweile
mit Erfolg darauf gedrängt 
(s. rechte Spalte). 

Kfz-Handwerker in Aktion am 28. April: Protest hat gewirkt

● Erhöhung der Einkommen um 1,5 Prozent – Laufzeit zwölf
Monate

● Flexi-Spielräume bei der Arbeitszeit erweitert

● Einführung einer Quote bezahlter Arbeitszeit bis 40 Stunden
für bis zu 17 Prozent der Beschäftigten eines Betriebs

● Heiligabend bleibt frei, Silvester ist normaler Arbeitstag, es
können jedoch betrieblich andere Vereinbarungen getroffen
werden 

● Verzicht auf einige Freistellungstage für besondere Anlässe

● Sämtliche von den Arbeitgebern gekündigten Tarifverträge
sind wieder in Kraft

Kernpunkte des Abschlusses 

In den Autohäusern der De-
chent-Gruppe wird wieder 36,5
Stunden pro Woche gearbeitet.
Die tarifwidrige Arbeitszeitver-
längerung ist vom Tisch. Über
einen Ausgleich für die bisheri-
ge unbezahlte Mehrarbeit wird
verhandelt. Was war gesche-
hen? Die Beschäftigten hatten
nach der Tarifeinigung eine
Rücknahme der tarifwidrigen
Einzelverträge über die unbe-
zahlte Arbeitszeitverlängerung
auf 40 Stunden pro Woche gefor-
dert. Im Stammhaus in Saar-
brücken hatten alle Beschäftig-
ten eine vom Betriebsrat vorbe-
reitete Erklärung unterschrie-
ben, mit der sie „mit sofortiger
Wirkung“ ihre Unterschrift 
unter die Verträge zurückgezo-
gen haben. Auch in den übrigen
Autohäusern der Gruppe waren
solche Aktionen angelaufen. 
Dechent-Geschäftsführer Udo
Voigt, der gleichzeitig Verhand-
lungsführer der Arbeitgeber des
saarländischen Kfz-Gewerbes
ist, hat jetzt auf Druck der Beleg-
schaft zur Vertragstreue zurück-
gefunden. 

Arbeitszeit

Bei Dechent mit
Erfolg gewehrt



Am 7. Juni haben wir uns mit
den Arbeitgebern des pfälzi-
schen Kfz-Gewerbes in zweiter
Runde auf einen Abschluss für
zwei Jahre mit zwei Erhöhun-
gen geeinigt: Ab 1. Juni 2005
steigen Löhne und Gehälter 
um 1,5, ab 1. Mai 2006 um 
1,8 Prozent für elf Monate. 
Die Ausbildungsvergütungen
werden zu beiden Terminen um
jeweils fünf Euro angehoben. 

Hinzu kommen einige Neurege-
lungen im Manteltarifvertrag,
der wie die Tarifeinkommen bis
Ende März 2007 festgeschrie-
ben wurde. Die Flexibilisie-
rungsspielräume bei der Ar-
beitszeit wurden auf 31 bis 41
Stunden pro Woche erweitert,
befristet sind auch 30 bis 42

Stunden möglich. Die 36-Stun-
den-Woche gilt weiter. Sie muss
innerhalb von zwölf Monaten im
Schnitt erreicht werden. In be-
gründeten Ausnahmefällen
kann der Ausgleichszeitraum
auf 18 Monate erweitert werden. 
Neu ist auch, dass pro Betrieb
eine bestimmte Zahl Beschäf-
tigter bis zu 40 Stunden pro
Woche arbeiten kann – mit
Bezahlung und nur mit dem
Einverständnis der Betroffenen.
Diese Quote variiert nach
Anzahl der Beschäftigten. Bei
Betrieben mit mehr als 41
Beschäftigten beträgt sie maxi-
mal 17 Prozent. 
Neu ist schließlich die Regelung
für bezahlte Freistellungstage
zu besonderen Anlässen wie
Hochzeit, Geburt oder Tod: Ihre

Zahl wurde verringert – meist
von zwei auf einen. 
Unser Verhandlungsführer Jür-
gen Leydecker bewertete das
Ergebnis als „vertretbaren Kom-

promiss zwischen dem Interes-
se der Beschäftigten an Einkom-
mensverbesserungen und der
objektiv schwierigen wirtschaft-
lichen Lage der Autohäuser“. 
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Pfalz

● Erhöhung der Löhne und Gehälter um 1,5 % ab 1. Juni 2005 und
um weitere 1,8 % ab 1. Mai 2006 – Laufzeit bis 31. März 2007

● Erhöhung der Ausbildungsvergütungen zu den genannten
Terminen um jeweils fünf Euro in allen Stufen

● Flexi-Spielräume bei der Arbeitszeit auf 31 bis 41 Stunden
erweitert, befristet sind 30 bis 42 Stunden möglich. Der
Ausgleichszeitraum beträgt weiterhin zwölf Monate. Er kann
durch Vereinbarung um bis zu sechs Monate verlängert
werden.

● Einführung einer Quote bezahlter Arbeitszeit bis 40 Stunden
pro Woche für bis zu 17 % der Beschäftigten eines Betriebs

● Wegfall einiger Freistellungstage 

● Manteltarifvertrag erstmals kündbar zum 31. März 2007

Kernpunkte des Abschlusses 

Aus der Tarifkommission

1,5 und 1,8 Prozent mehr

Arbeitgeber und Politiker
verlangen, die Beschäftigten
sollten länger arbeiten. Fürs
gleiche Geld. Sie behaupten,
dadurch würde Beschäftigung
gesichert oder sogar vermehrt.
Doch diese Behauptung ist so
unvernünftig wie die gesamte
Debatte über verlängerte Ar-
beitszeiten. 

Ein Problem, das die Arbeitszeit-
Debatte ausgelöst hat, ist die
wechselnde Auftragssituation
in den Betrieben: Mal gibt’s
mehr, mal weniger zu tun. Dem
ist mit einer allgemeinen Ar-
beitszeitverlängerung nicht bei-
zukommen. Die angemessene
Antwort ist eine Flexibilisierung
der Arbeitszeit. Genau diese
Antwort geben wir mit den

Neuregelungen in dem jetzt für
das pfälzische Kfz-Gewerbe
abgeschlossenen Tarifvertrag.
Sie besteht aus zwei Instrumen-
ten:
● Die wöchentliche Arbeitszeit
kann zwischen 31 und 41 Stun-
den variieren. In Ausnahmefäl-
len kann die Variationsbreite auf
30 bis 42 Stunden ausgeweitet
werden. Innerhalb eines Jahres
und in Ausnahmefällen auch
innerhalb von 18 Monaten muss
im Schnitt die tarifliche Arbeits-
zeit von 36 Wochenstunden
erreicht sein.
● Mit einer nach Belegschafts-
größe variierenden Zahl Be-
schäftigter können 40-Stunden-
Verträge geschlossen werden
–freiwillig und mit Bezahlung. 
Beide Instrumente erlauben

eine flexible Anpassung der
Arbeitszeiten an die Auftrags-
lage. 
Ist sie niedrig, arbeiten die
Beschäftigten kürzer. Niemand
muss entlassen werden. Ist sie
hoch, arbeiten sie länger. Der
Arbeitgeber muss nicht auf Leih-
arbeiter oder befristet Beschäf-
tigte zugreifen. Ist die Auftrags-
lage auf Dauer hoch, sind –
wegen der im Schnitt geltenden
36-Stunden-Woche – Neuein-
stellungen nötig. 
Das Instrument der quotierten
40-Stunden-Verträge ist eine
Antwort auf den allseits be-
klagten Facharbeitermangel:
Auf dem Arbeitsmarkt schwer 
zu beschaffende Spezialisten
können so länger eingesetzt
werden. 

„Mehr ist unter
den gegebenen
Bedingungen
nicht drin gewe-
sen. Für die Zu-
kunft müssen

wir betrieblich stärker werden
mit noch mehr Mitgliedern.“
Thomas Gaudlitz, Autohaus Brass

„Ich bin sicher,
dass dieses
Ergebnis den
Erwartungen
meiner Kollegin-
nen und Kolle-
gen entspricht. Besonders
wichtig: Der Manteltarifvertrag
ist für zwei Jahre gesichert.“ 
Peter Fischer, MAN Ludwigshafen

„Mehr war
nicht drin“

Flexi-Instrumente modernisiert

Vernünftige Antwort auf unvernünftige Debatte
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Rheinl and-Rheinhessen

Das Paket, mit dem die Arbeit-
geber ihr Ziel einer „deutlichen
Kostenentlastung“ erreichen
wollten, kann nur als program-
mierte Provokation bezeichnet
werden. 

Hier die einzelnen Bestandteile
des Gegenforderungspaketes
der Arbeitgeber: 
● Sie verlangten eine neue
Staffelung beim Weihnachts-
geld, die auf eine Kürzung
hinauslaufen würde. 
● Sie verlangten, dass den
Beschäftigten Zeiten der Qualifi-
zierung als Arbeitszeiten ange-
rechnet werden. Sie sollen hier-
für vier Arbeitstage hergeben.
● Sie wollten den Urlaub um
zwei Tage kürzen.
● Bei der Berechnung des
zusätzlichen Urlaubsgeldes
wollten sie für Verkäufer die Pro-
vision unberücksichtigt lassen.
● Den Leistungslohnzuschlag
von zehn Prozent wollten sie
streichen. 
● Für den Fall, dass die IG
Metall diese Einschnitte akzep-
tiere, wollten sie die Tarife um
ein Prozent anheben.
In der Verhandlung ließen die
Arbeitgeber ihre Kürzungsforde-
rungen beim Weihnachtsgeld
und beim Urlaub zwar fallen.
Aber auch der Rest des Paketes
bleibt für die Beschäftigten und
für die IG Metall unannehmbar.
Diesen Rest konnten wir in der
zweiten Runde nicht wegverhan-
deln. Das wird auch in der dritten
Verhandlung nur mit betriebli-
chem Druck möglich sein. Nach
dem Motto „Verhandlungstage
sind Aktionstage“ soll deshalb
am 7. Juli in den Betrieben vorü-
bergehend die Arbeit ruhen.
Aber auch schon vorher werden
wir Beschäftigte nicht von Un-
mutsäußerungen zurückhalten. 

Gegenforderung

Arbeitgeber blockieren Einigung

Programmierte 
Provokation

Mit Warnstreiks für
Bewegung sorgen
Ohne Einigung endete am 
6. Juni in Koblenz die zweite Ver-
handlung für das Kfz-Gewerbe
in Rheinland-Rheinhessen.
Statt sich um einen Kompromiss
zu bemühen, warteten die Ar-
beitgeber mit unverschämten
Gegenforderungen auf. Die
Quittung hierfür werden sie von
den Beschäftigten bekommen. 

Die Arbeitgeber des Kfz-Gewer-
bes in Rheinland-Rheinhessen
gefallen sich offenbar in der Rolle
der Blockierer und des Schluss-
lichts. Während an der Saar (s.
Seite 2) und in der Pfalz (s. Seite
3) wie auch in anderen Tarifge-
bieten außerhalb des Bezirks
Frankfurt Abschlüsse möglich
waren, haben sie alles getan, um
ein Ergebnis zu verhindern. 
● Zunächst waren sie es, die
die Tarifverträge über Löhne und
Gehälter mit dem ausdrückli-

chen Hinweis gekündigt haben,
sie wollten in dieser Tarifrunde
eine deutliche Kostenentlas-
tung erreichen. 
● Dann präzisierten sie in ei-
nem Schreiben, was sie sich un-
ter einer Kostenentlastung vor-
stellen: 
– Sie wollten Urlaub für Quali-

fizierung anrechnen.
– Sie wollten die Arbeitszeit

unbezahlt verlängern.
– Sie wollten an den Akkord-

zuschlag ran. 
● In der ersten Verhandlung
bekräftigten sie diese Ziele, oh-
ne sie weiter zu präzisieren. 
● In der zweiten Runde ließen
sie die Katze aus dem Sack und
legten ein Forderungspaket auf
den Tisch, das jeden Einigungs-
willen vermissen ließ (s. rechte
Spalte). Die Gegenforderungen
seien eine Provokation und
Kampfansage, sie bedeuteten

das Ende der Verhandlung, lehn-
te unsere Verhandlungskom-
mission das Paket ab.
Eine halbe Stunde, nachdem 
die IG Metall-Verhandlungs-
kommission die Verhandlung
auch formell beendet hatte,
baten die Arbeitgeber um Wie-
deraufnahme. Sie nahmen da-
bei die geforderten Urlaubs-
und Weihnachtsgeldkürzungen
zurück. Über den Rest gab’s
dann aber keine Einigung mehr.
Sie scheiterte insbesondere
daran, dass die Arbeitgeber
weiterhin auf Anrechnung von
Qualifizierungszeiten auf die
Arbeitszeit bestanden. 
Die Verhandlung wurde darauf-
hin auf den 7. Juli vertagt. IG
Metall-Verhandlungsführer Jür-
gen Leydecker kündigte unter-
dessen an, die IG Metall werde
für diesen Termin zu massiven
Warnstreiks aufrufen. 

Warnstreik zur Verhandlung am 20. April 2004: Arbeitgeber brauchen wieder Druck


